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Volker Briese/Bernhard Claussen/Wilhelm Hettmeyer

Arno Klönne/Klaus Peter Wallraven

Zum gesellschaftspolitischen Kontext der Werte-

und Moralerziehung

Kritische Anmerkungen zu einem Konzept der politischen Bildung

Die gesellschaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik hat seit Beginn der 60er Jahre

zeitweilige „klimatische" Auflockerungen mit sich gebracht, die auch ihre Auswirkungen
in Reformansatzen der staatlichen Schulpolitik und der dann eingebetteten schulischen

politischen Bildung hatten Die Entwicklungen der letzten 15 Jahre lassen sich skizzenhaft

etwa mit folgenden Überschriften umreißen Öffnung von Räumen für politisches

Engagement, progressive Interpretation des Grundgesetzes, Vertrauensvorschuß für

reformensche Aktivitäten, Hoffnung auf gesellschaftliche Veränderungen durch Bildung,
Versuche aktiver Reformpolitiken - kurz „Mehr Demokratie wagen" - Die Erwartung,

daß damit ein struktureller Anderungsprozeß, zumindest aber ein langer anhaltendes

liberales Khma eingeleitet wurde, hat sich inzwischen sehr abgekühlt, so etwa unter dem

Eindruck folgender Tendenzen Verstärkung staatlicher Reglementierung in Schule und

Hochschule, Verschlechterung der ökonomischen Situation im BUdungsbereich, Verweis

auf ökonomische Zwange als Disziphmerungsinstrument, Einschränkung von Handlungs-
raumen durch Verrechtlichung, technokratische Herrschaftssicherung statt Reformpla¬

nung, Verhaltensfolgen der Arbeitslosigkeit, Neigungen zu Anpassung oder „Ausflip¬

pen", restriktive Interpretation des Grundgesetzes, Zunahme von Mißtrauen gegen

Sozialwissenschaften, offenthche Abwertung des Reformbegriffs (vgl ausfuhrlicher

Briese/Heitmeyer/Klönne 1981)

Treffend wurde zu Beginn der Reformphase die Richtung des beginnenden Pohtisierungsprozesses in

dem Buch „Student und Politik" formuliert „Demokratie arbeitet an der Selbstbestimmung der

Menschheit, und erst wenn diese wirklich ist, ist jene wahr Politische Beteiligung wird dann mit

Selbstbestimmung identisch sein Wieweit sie sich heute diesem ihrem Begnff anmißt, wieweit sich in

ihr ein Stuck Selbstbestimmung schon verwirklicht, ob sie demokratische oder autoritäre Tendenzen

fordert - daran sollte sich das Maß ihres Potentials bestimmen" (Habermas/v Friedeburg/Oehler/

Weltz 1969, S 15) Daran anschließende politische Bildung wurde offensiv gefaßt als „Prozeß,

dessen Realisierungsgrad am Ziel der Selbstbestimmung gemessen wird und dessen Gegenstand
daher vorrangig die in den latenten und manifesten KonUikten dieser Gesellschaft hervortretenden

Macht- und Herrschaftsstrukturen sind' (Priester 1981, S 143)

Der Verwirklichung der Demokratie verpflichtete pohtische Bildung fand damals - wenn

auch in abgeschwächter Form - unter anderem ihren Niederschlag in den Hessischen

Rahmennchthnien und den sicher mcht radikal zu nennenden „Richtlinien für den

Politischen Untemcht" von Nordrhein Westfalen, in denen etwa die Qualifikation 1

lautet „Fähigkeit und Bereitschaft, gesellschaftliche Zwange und Herrschaftsverhaltnisse

nicht ungeprüft hinzunehmen, sondern sie auf ihre Zwecke und Notwendigkeiten hin zu

befragen und die ihnen zugrunde hegenden Interessen, Normen und Wertvorstellungen
kritisch zu überprüfen" (Fassung von 1973, S 10) Es wurde ernst gemacht mit dem

Anspruch, mundige demokratische Burger zu erziehen

Im Windschatten restaurativer gesellschaftlicher Entwicklungen blüht nun seit einiger

Zeit ein Konzept pohtischer Bildung neu auf, dessen Wurzeln bis in die Nachknegszeit
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zurückreichen Seine ideologischen Versatzstucke scheinen vom Wandel der bundesrepu-
bhkamschen Industnegesellschaft unberührt Neu hingegen ist sein Charakter als Kampf¬
ansage gegen Didaktik, die demokratische Grundsatze zu verwirklichen sucht

Die Verbindung aus altem Zeitgeist und aktuellem Anlaß stellt - repräsentativ für viele andere

Schnften dieser ideologischen Richtung - Wisniewski (1978, S 12) her „Besonders notwendig
angesichts überzogener, hberahstischer, ja anarchistischer Strömungen unter der heutigen akademi¬

schen Jugend ist, den Sinn und die geistigen Grundlagen von festen Institutionen von Machtausubung
und Unterordnung zu beschreiben und zu erklaren Es ist selbstverständlich, daß vielleicht gerade
besonders sensible und idealistisch gesonnene Menschen in unserem Volk soziale Wirklichkeit wie

Nation, Volk, Staat, Waffendienst, Herrschaftsausubung, Macht, Dienen tabuisieren oder gar das

Bemuhenum eine adäquate Verwirklichung in einer freiheitlichen Demokratie als faschistisch" oder

„reaktionär" verteufeln Keine Gemeinschaft kann sich aus der Verantwortung für geistige Klarheit

in der Bewältigung auch dieser Phänomene entlassen, nur weil sie von Nationalsozialisten in

erschreckenden Verzerrungen dargesteUt und mißbraucht wurden
"

Weniger plakativ, dafür aber mit

der Autorität einer Kultusmimstenn fordert Laurien (1978, S 30) „kntikfahige Identifikation mit

den Werten und Normen der Verfassung ein wertneutraler Standpunkt, der die Verfassung dem

Urteil individueller Beliebigkeit preisgibt und ein fundamental-kritisches Verhältnis zu unserer

Verfassung sind Irrwege
"

Die kntische Didaktik erwartet von Lehrern ebenso Parteilichkeit

zugunsten unterpnvüegierter Gruppen wie schuleronentierte Toleranz sie will Schulern ein Rust

zeug an Wissen und Erkenntnissen vermitteln, das ihnen die Wahrnehmung einer aktiven Rolle beim

Demokratisierungsprozeß unserer Gesellschaft ermöglicht Laurien (1978, S 30f) hingegen verlangt
den Lehrern, die, engagierte Demokraten" sem sollen, Bekenntnisse ab, denen die Schuler zu folgen
haben Dies bedeutet die Wiedereinführung des autoritären Unterrichts, der affirmative Inhalte

verbreitet, bedeutet die Wiedereinführung der alten Konfrontation des allwissenden, kritischen

Widerstand unterdruckenden Lehrers mit den zur ohnmachtigen Unterdrückung ihrer Kompetenzen
verurteilten Schuler Am Ende bleiben kntische Schuler und kritische Didaktik auf der Strecke

Was kntische Didaktik und Werte- und Moralerziehung den Begriffen nach zu verbinden

scheint, ist das Eintreten für die pluralistische Demokratie Wahrend aber die kritische

Didaktik aufgrund ihres gesellschaftstheoretischen Selbstverstandnisses den Zustand der

pluralistischen Demokratie mit jenen Maßstaben mißt, die dieser Demokratieform selbst

zugrunde liegen, geht die Werteerziehung anders vor Ihr „Bekenntnis" zur pluralistischen
Demokratie verbindet sie mit einem „Bekenntnis" zur Chance der „Entscheidungsautono-
mie" (Lammert 1977, S 42) Dies aber geschieht vor dem Hintergrund vehementer

Angnffe gegen Emanzipation und „Kollektivismus" (S 40 f) Kntische Didaktik setzt

dagegen Nur mit der Ruckendeckung und der Kampfkraft demokratischer Kollektive,
vor allem der Gewerkschaften, hat der einzelne die Chance zur Selbstbestimmung
Individualität und kollektives Selbstkonzept schließen einander eben gerade nicht aus,

sondern gehören besonders für abhangig Beschäftigte unabdingbar zusammen Denken

und handeln andere übrigens nicht genauso beispielsweise die Bauern, die Kassenarzte,
die kollektiv hochorganisierte Wirtschaft9 Werte- und Moralerziehung schmuggelt sich an

der Realität unserer Gesellschaft vorbei

Die Publikationen der Werte- und Moralerziehung verbindet miteinander, daß sie sich

gegen den „Holzweg der Verwissenschaftlichung" (Tenbruck 1979), für „Werterzie¬

hung" (Schmaderer 1978), gegen „Konfliktpadagogik" (Brezinka 1979), für eine

„Kurskorrektur m der pohtischen Bildung" (Plädoyer für eine wahrheitsonentierte

Didaktik, Boventer 1979) aussprechen Gegen die „Gewalt der Verneinung" wird eine

„Grundlegung der bejahenden Erziehung" (Günther et al 1978) gestellt, es wird „Mut
zur Erziehung" gefordert im Sinne von Wert- und Moralerziehung

Schmaderer (1978, S 9ff ),auf die bayerische Verfassung zurückgreifend, formuliert „DieSchulen
sollen nicht nur Wissen und Können, sondern auch Herz und Charakter bilden Oberste
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BUdungsziele sind Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor reügioser Überzeugung und vor der Wurde des

Menschen, Selbstbeherrschung, Verantwortungsgefühl und Verantwortungsfreudigkeit, Hilfsbereit¬

schaft und Aufgeschlossenheit für alles Wahre, Gute und Schone Die Schuler sind im Geist der

Demokratie, in der Liebe zur Heimat und im Sinne der Volkerversohnung zu erziehen 30 Jahre

haben wir mit der baynschen Verfassung und dem Grundgesetz gelebt, weil Zeichen zu erkennen

sind, aus denen abzulesen ist, daß eine übersättigte Gesellschaft nicht mehr in der Lage ist, Normen

und Werte zu erschließen, ist es notwendig, das immer wieder in Erinnerung zu rufen, was als

die wahren Werte des Lebens angesehen wurde Man wird sich dabei wieder Gedanken über die

Kardinaltugenden machen müssen"
'

Daß hier überwiegend aus Texten zitiert wurde, die aus dem Umkreis der CDU/CSU stammen (etwa
der Politischen Akademie Eichholz der Konrad-Adenauer-Stiftung) sollte nicht zu der Annahme

verfuhren, es handele sich um Konzepte, die nur in diesem Sektor der Parteienlandschaft existieren

Die Thesen des Berliner Landesschulrats Bath (SPD) zur Erziehungs- und Bildungsaufgabe und die

sich anschließende Diskussion in der Berliner SPD und darüber hinaus belegen, daß auch in der

Sozialdemokratischen Partei ähnliche Überlegungen angestellt werden, die im Raum dieser Partei

auf Ablehnung, aber auch auf Zustimmung stoßen Eimge Zitate aus den 30 Thesen von Bath (1980)
können zeigen, daß die Werte- und Moralerziehungswelle auch dort angelangt ist Aus These 18

„Wer aus seinem Repertoire die Werte Achtung, Ehrfurcht und Vertrauen streicht, erzieht

Besserwisser und Ignoranten, vielleicht auch Neurotiker oder sogar Ungeheuer
"

- These 23

„Wissenschaft, wie sie überwiegend verstanden wird, kann nur bedingt hilfreich sein, wenn es um

Erziehung geht Wahrend Wissenschaft ihre Aussagen nur als Hypothesen wagen kann, muß

Erziehung Überzeugung vermitteln Wissenschaftsonentierung ist deshalb nicht der einzige Maßstab

für Unterricht und Erziehung Ethische Maßstabe sind von gleichem Rang Wertbegriffe wie das

Wahre, das Schone und Gute sind nicht hinterfragbar, müssen sich aber in der Geschichtlichkeit und

im sozialen Zusammenhang stets von neuem erweisen
"

- These 29, die fast wortgleich ist mit

Argumentationen von CDU/CSU-Autoren „Weil unsere Gesellschaft auch in ihren Wertordnungen

pluralistisch ist, kommt den im Grundgesetz enthaltenen Grundwerten und Grundrechten besondere

Bedeutung zu Sie sind als der ethische Grundkonsens der Nation für Bildung und Erziehung
verbindlich Zwar kann man Werte nicht einfach verordnen, doch kommt es darauf an, daß diese

Werte nicht nur reflektiert, sondern von der Jugend angeeignet werden Erziehung ist immer

Repräsentanz von Werten, niemals allerdings Überwältigung des jungen Menschen Eine Schule, die

sich darauf etwas zugute halt, daß in ihrem Unterricht die Werte unserer Verfassung gleichermaßen
mit Gründen angenommen oder abgelehnt werden können, wäre das Geld nicht wert, das die

Staatsburger dafür aufbringen müssen
"

Die Zielsetzungen dieser Moral- und Werterziehung, die einer kritischen und wissen-

schaftsonentierten politischen Bildung entgegengesetzt werden sollen, werden durchweg

kaum konkretisiert Werte- und Moralorientierung des politischen Unterrichts wird

begründet einerseits mit einer „anthropologischen Gewißheit", die in dieser Formulie¬

rung, daß es ein Wesensmerkmal des Menschen sei, sich ein System von Moral und Werten

anzueignen, weder bewiesen noch bestritten werden kann Der Mensch sei in der

pluralistischen, offenen Gesellschaft bei dieser Suche nach Werten unsicher und bedürfe

deshalb der Hilfe durch Erziehung, durch politische Bildung Die Gesellschaft verfuge

über einen Kanon von Grundwerten

Nach Hattich (1976) haben Grundwerte zunächst zwar Leerformelcharakter und müssen inhaltlich

immer wieder neu bestimmt werden, die Auslegungskompetenz hege in erster Linie bei jedem

In einer- laut Frankfurter Rundschau vom 6 Juli 1981 - sturmisch gefeierten, kampferischen
Rede auf dem Landesparteitag der CDU Baden-Württemberg forderte Kultusminister Mayer-

Vorfelder die Ruckkehr zu alten Werten Recht und Ordnung, Fleiß, Pflichterfüllung, Disziplin

mußten wieder beim Namen genannt werden Streng an der Verfassung ausgerichtet, solle wieder

zu Gott, Ehrfurcht, Liebe zu Volk und Heimat erzogen werden, fehlende Emotionalität durch

auswendig gelernte Volkslieder in die Schulen einkehren, und Pluralität sei nicht mehr mit

Beliebigkeit zu verwechseln - was wohl heißen soll, daß nunmehr vorweg festgelegt werden soll,

welche Plurahtat man zulassen will
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einzelnen und den gesellschaftlichen Gruppen Dennoch wird auch hier eine noch vorsichtige, bei

anderen Autoren deutlicher erkennbare Herrschaftsfunktion des Staates angenommen „Wollte man

dem Staat eine Wertauslegungskompetenz absprechen, mußte man ihm seine onginare Kompetenz,
namhch die der aUgemem verbindlichen Regelung nehmen" (S 94) Diese Staatsfixierung wird auch

nicht durch die Bedingungen abgeschwächt, unter denen laut Hattich der Staat als „Wertsetzungsin¬
stanz" steht „Die politische, verbindhche Auslegung muß sich damit rechtfertigen, daß sie

gesellschaftlich notwendig ist, sei es, daß ohne diese Verbindlichkeit ein humanes Zusammenleben

mcht moghch ist, sei es, daß der Staat die von ihm verlangten Aufgaben nicht erfüllen kann" (S 93)

Die gesellschaftliche Notwendigkeit von „Wertsetzung" scheint mit dem Erziehungsauf¬

trag der Schule gegeben, wie ihn z B die bayensche Verfassung formuliert Dabei wird

unterstellt, Verfassungstexte heferten ein nicht mehr interpretationsnotwendiges System
von Werten und es gebe so etwas wie einen zeitlos gültigen „Grundkonsens der

Verfassungsvater" Aber war die Grundgesetzinterpretation der Verfassungsvater nicht

eher ein Kompromiß, der Offenheit für Entwicklungen in verschiedene Richtungen ließ9

Es ist Weiler (1980) zuzustimmen, der eine Ebenentrennung fordert zwischen den

Positionen, von denen die „Verfassungsvater" ausgingen und dem, was schließlich als

rechtsverbindlich in das Grundgesetz einging Die „Verfassungsvater" seien in der Tat von

Werteordnungen und Menschenbildern ausgegangen, aber von recht verschiedenen,

sogar konkurnerenden, kathohsch-naturrechthchen, liberalen und demokratisch-soziali¬

stischen, „die auch zum Teil Eingang in die Formulierungen bestimmter Grundrechte

gefunden haben" (S 4) Weiler stellt fest, daß eine textgetreue Verfassungsinterpreta¬
tion zu dem Ergebnis kommen müsse, „daß das Grundgesetz keine 'Menschenbilder' und

keine 'Wertordnungen' benennt, sondern 'Grundrechte' der Burger und Rechtsverpflich¬

tungen staatlicher Organe" (S 4)

Die Werteordnung wird dann auch von den Vertretern der Wert- und Moralerziehung
nicht direkt dem Grundgesetz entnommen, sondern als Belege werden zumeist Zitate aus

der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts herangezogen (häufig sogar nur

Passagen aus Begründungen von Urteilen, worauf Weiler hinweist) Das Zitieren von

Texten des Bundesverfassungsgenchts ist aber gerade nicht der Ruckgnff auf eine ein für

allemal festgeschnebene „Verfassungswelt" Denn die Verfassungsrechtssprechung hat

erst im Lauf der Zeit zusammen mit einem Teil der Rechtslehre und der Politik die

„Auffassung vom Grundgesetz als einer verschlossenen Wertordnung" entwickelt (vgl
Seifert 1979, S 336)

In ganzer Scharfe formuliert Seifert (S 330 f) was geschehen ist
„

eine wertetheologische
Auslegung der Verfassung als geschlossenes Gebäude, um eine pohtische Dezision des Genchtes zu

erreichen Diese Auslegung der Verfassung verändert das Grundgesetz, macht die Verfassung zum

Haus, dessen Strukturen weniger durch die Verfassung und die im demokratischen Prozeß entstande¬

nen Gesetze bestimmt werden, als durch die Macht einer Richterbank Die Verfassungsrichter
erfüllen nicht mehr die ihnen zugedachte KontroUfunktion im Rahmen der Verfassung, sondern

generen sich als Konstrukteure einer imaginären Wertekirche und sagen Ja zur Ausbürgerung

derjenigen, die sich in diesem Gebäude nicht 'zu Hause' fühlen" In diesem wertetheologischen Haus
nisten sich die Werte- und Morallehrer im Einverständnis mit den überwiegend konservativen

Verfassungsnchtern ein und erklaren jeden, der sich in diesem Haus nicht wohlfuhlt bzw der es wagt,
die Mauern und das (möglicherweise morsche) Gebalk dieses Hauses prüfend zu beklopfen, z B in

einem kntisch-emanzipatonschen Untemcht, zum Feind der Verfassung, stempeln jeden zum

Extremisten, der sich nicht engagiert zu den Grundwerten „bekennt" Selbst die kntische Sympathie
mit der Verfassung reicht nicht aus, gefordert wird die Übernahme von „Weltbildern", „Weltordnun¬

gen", wobei man nur das in der Zeit vor 1945 wohl zu sehr strapazierte Wort „Weltanschauung"
vermeidet, obwohl eben das gemeint ist Seifert (S 331) stellt dagegen „Das Grundgesetz gebietet
an keiner Stelle, daß die Wertsetzungen einzelner Verfassungsnormen von einer ,Wertordnung',
einem ,Wertsystem', einem ,Gefuge objektiver Normen' oder einem ,Sinnganzen' her interpretiert
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werden Nur wenn die Wertsetzungen im Grundgesetz pnmar als Einzelnorm unter dem Gesichts¬

punkt ,Offenheit der Verfassungsordnung' ausgelegt werden, wird die Verfassung der Bundesrepu¬
blik der vor dreißig Jahren entworfenen Konzeption gemäß zu dem offenen Forum, auf dem - ohne

Selbstaufgabe der Demokratie - in einem gesetzten Rahmen die Auseinandersetzungen ausgetragen
werden können

"

Ein solches Verstandms von der Offenheit der Verfassungsordnung entzieht dem

Wert- und Moralerziehungskonzept die Legitimation durch das Grundgesetz, verbietet geradezu die

Verordnung von verbindlichen Werten in der Schule, gebietet eine offene, wissenschaftlich kritische

Diskussion - „ohne Selbstaufgabe der Demokratie" - über Werte und Moral, wie dies eine kntisch-

emanzipatonsche Didaktik vorsieht

Entsprechend dem Konzept der Werte- und Moralerziehung wird pohtische Bildung
wieder als „StaatsburgerbUdung" (Gebauer 1978) oder als staatsbürgerliche Erziehung

verstanden, jedoch nicht mehr im Sinne einer als nicht ausreichend bezeichneten

„Institutionenkunde" Bei der „Erziehung zur Bejahung des neuen deutschen politischen

Staatsgebildes" (Laurien 1978, S 29) geht es eher um eine Verbindung von „Sozialerzie-

hung" (F Oettngers Partnerschaftskonzept) und Vermittlung von "Kenntnis des auch

institutionell geordneten pohtischen Prozesses" (S 31) und Überzeugung von der

Richtigkeit und Wichtigkeit als verbindlich erklärter Werte und Moralvorstellungen

Das alles ist nicht neu, sondern ein Ruckgnff auf Konzepte der - man mochte sagen
- voremanzipato-

nschen politischen Bildung Wobei solche Ruckgriffe zum Teil so weit reichen, daß die Einfuhrung
und Zielsetzung des staatsbürgerlichen Unternchts an den Schulen durch Kaiser Wilhelm II im Jahr

1889 belobigt wird „In der Eröffnungsrede vor der Schulkonferenz des Jahres 1890 betonte der

Kaiser, daß die Schule nach der Reichsgrundung der Jugend hatte klarmachen müssen, daß das neue

Staatswesen dazu da wäre, um erhalten zu werden Statt dessen hatten sich schon in der kurzen Zeit,

in der das Reich bestehe, zentrifugale Tendenzen entwickelt" (Wisniewski 1978, S 9) Es wird nicht

etwa versucht, dieses kaiserliche Wort kritisch zu analysieren, sondern man merkt nur bedauernd an,

bei offensichtlicher Schätzung der allgemeinen Tendenz dieses staatsbürgerlichen Unterrichts

„Unglücklicherweise versuchte der Kaiser darüber hinaus politische Bildung als Kampfinstrument

gegen die Sozialdemokraten und auch als Mittel der Verherrlichung seiner eigenen Regentschaft zu

benutzen" (S 9, Hervorhebung hinzugefugt)

Wie ist es möglich, daß nach einem Jahrzehnt der Bildungsreform, der Entwicklung

kntischer, wissenschaftsonentierter, auf Emanzipation zielender Politikdidaktikkonzepte

nun die „Gegenaufklarung" antntt und so rasch Fuß fassen kann9 Man kann u a folgende

mögliche Grunde nennen (1) Vernachlässigung der „pädagogischen Aspekte" bei den zu

sehr auf Struktur und Organisation ausgenchteten Schulreformbemuhungen, (2) Mutlo¬

sigkeit und Resignation nach zu hochfliegenden Reformhoffnungen, die sich nicht

erfüllten, (3) daraus entstandene Unsicherheiten m der Lehrer-Schuler-Beziehung, aber

auch Apathie und Resignation bei den Schulern und der Jugend allgemein, (4) Verstär¬

kung dieser Unsicherheit durch Eltern (überwiegend aus den neuen, m den letzten 20

Jahren aufgestiegenen Mittelschichten, die einstmals wichtige Trager der Schulreform

waren), die nun, verschreckt vom Verhalten ihrer Kinder, von der Schule fordern, daß

diese den Kindern wieder „Ideale und Anstand", „Fleiß", „Ordnung", „Ehrfurcht" und

„Disziplin" beibnngen (Diese Liste der Grunde ist sicher nicht vollständig, gibt aber

schon wichtige Anhaltspunkte, vgl Wagner 1978, S 16f )

Die Konzepte der Werte- und Moralerziehung setzen in dieser Situation an, jedoch nicht,

um die angedeuteten Probleme einer demokratischen Losung naherzubnngen, sondern

um sie zu verschleiern und um die durch eine kntisch-emanzipatonsche Didaktik

mitgeforderten Demokratietendenzen in vielen Bereichen der Gesellschaft wieder rück¬

gängig zu machen Die Werterziehung predigt eine Moral, die nicht die der kapitalisti¬

schen Reahtat der Bundesrepublik ist, wo eben nicht Vertrauen, das „Gute, Schone,

Wahre" bestimmend sind, sondern das Leistungspnnzip für die abhangig Arbeitenden,

95



deren Tugenden der Pünktlichkeit, Ordnung und Disziplin der reibungslosen Kapitelver¬

wertung dienen. Der Profit daraus wird eben nicht nach moralischen Werten verteilt, nicht

nach einem wie auch immer zu bestimmenden „Gemeinwohl" verwendet, sondern er ist

der Eigendynamik der Kapitelverwertung unterworfen und führt zu ständigen Vergröße¬

rung der Distanz zwischen solchen, die viel haben und sich dann dem „Schönen" und

„Wahren" widmen können, und solchen, die wenig haben, denen nach einem anstrengen¬
den Arbeitstag, oder bei psychisch vielleicht noch schwerer zu ertragender erzwungener

Untätigkeit durch Arbeitslosigkeit, eine Flucht in Ersatzbefriedigungen durch Fernsehen,
in bunte Illustrierte mit Bildern vom schönen Leben der anderen, in das Flackern und

Klappern von Flippern und anderen Vergnügungsmaschinen, in Alkohol und andere

Drogen bleibt. Statt die gesellschaftlichen Ursachen von Orientierungslosigkeit und

Unsicherheit, Apathie und Hoffnungslosigkeit besonders auch bei Jugendlichen zu

analysieren, werden von den Werte- und Moralerziehern „neue" Werte (eher müßte man
von alten Werten in neuen Kleidern sprechen) angeboten, zur gläubigen Aneignung

empfohlen, die sich wenig von dem Flipper unterscheiden, an dem sich der arbeitslose

Jugendliche festhält, die - darin einigen Drogen ähnlich - den Blick auf die gesellschaft¬
lich-ökonomischen Krisen und Konflikte versperren.

Zugleich wird durch diese Konzepte eine kritisch-emanzipatorische politische Pädagogik

angeklagt, Schuld an der Orientierungslosigkeit der Jugend zu haben, also auch Schuld an

den von Jugendlichen als unzureichend gesehenen Lebensumständen. Eine Didaktik, die

dazu beitragen wollte, gesellschaftliche Defizite erkennbar zu machen und die Gesell¬

schaft zu verbessern, wird letztlich für diese Defizite verantwortlich gemacht nach dem

Motto: Was nicht erkannt wird, existiert auch nicht. Dabei sind die Konzepte der Werte-

und Moralerziehung, besonders auch was die Vorstellungen zur didaktischen Umsetzung
anbetrifft, so fragmentarisch und wenig sorgfältig, daß der Verdacht nicht von der Hand zu

weisen ist, es ginge hier nicht um einen pädagogischen Gegenentwurf, sondern in erster

Linie um ein politisches Kampfinstrument. Auf der Grundlage der wenigen vorhandenen

empirischen Untersuchungen kann angenommen werden, daß die Bevölkerung der Bun¬

desrepublik Deutschland im großen und ganzen in ihrer Wertstruktur eher konservativ als

progressiv ist, Grundwerte formal übernommen hat und unbewußt staatsloyal ist, vor

allem aber den Mechanismen der alltäglichen Herrschaft von Menschen über Menschen

und der Produktionsweise positiv wertschätzend oder höchstens passiv kritisch gegenüber¬
steht. Das Insistieren auf verabsolutierten Grundwerten, der formalistische Umgang mit

ihnen und die auf sie rückgeführte Begründung politischer Moral lassen sich nur so

erklären, daß man sich mit latenten Loyalitätsbekundungen nicht mehr zufrieden geben

mag, daß man angesichts zaghafter Emanzipationsbestrebungen von den realen Lebenszu¬

sammenhängen ablenken möchte, aus deren Widersprüchlichkeit und tendenzieller

Inhumanität sich Widerstände entwickeln könnten, die an dem gesellschaftlichen Grund¬

gerüst zu rütteln beginnen. Die Forderung nach einer verbindlichen Werte- und Moraler¬

ziehung ist deshalb auch - gewollt oder ungewollt - ein Beitrag zu einem Klassenkampf
von oben, weil selbst die bravsten Formen des Eintretens für Reformen als Klassenkampf
von unten diskriminiert werden. So zeigt sich, daß die von den Werte- und Moralerziehun¬

gen direkt und indirekt unterstellte Krise der politischen Pädagogik eigentlich eine Krise

des politisch-gesellschaftlichen Systems ist, die sich solange nicht überwinden lassen wird,
wie im formal sozialen Rechtsstaat materialiter Asozialität der gesellschaftlichen Verhält¬

nisse, durchaus nicht als unveränderbare Sachnotwendigkeit, anzutreffen ist. Man kann

zwar auch kritische Politikdidaktik als ein politisches Kampfinstrument betrachten. Sie
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unterscheidet sich aber von der letztlich mdoktnmerenden Werte- und Moralerziehung,
die mit den Mitteln der Antiaufklarung und Emotionahsierung arbeitet, dadurch, daß sie

sich samt ihren wertenden Prämissen zur Disposition stellt, indem sie sich, ohne den

Lehrenden und Lernenden für oder gegen etwas politisch zu instrumentalisieren, in eine

gewaltlose Konkurrenz begibt

Die hier diskutierten Konzeptentwurfe zur Werte- und Moralerziehung wollen also, so

scheint es uns, nicht so sehr politische Bildung neu begründen, sondern neu begründete

politische Bildung verdrangen und verdachtig machen, damit eine alte politische Bildung

unbegründet praktiziert werden kann Die begnffliche Unscharfe der wert- und moralpad-

agogischen Konzepte, ihre cumcularen Defizite taugen auch eher zur Einschüchterung,

Verunsicherung der Lehrer, sie veranlassen eher zur freiwilligen Selbstzensur, als daß sie

die versprochenen Problemlosungen oder gar Heranführungen aus BUdungs- und Gesell-

schaftsknsen leisten konnten

Einer so konzipierten politischen Bildung als Werte- und Moralerziehung muß nicht ein

neues Konzept entgegengesetzt werden, sondern es sollte vielmehr mit und an vorhegen¬
den Methoden und Erfahrungen kritischer politischer Bildung weitergearbeitet werden

Der politische Unterricht braucht keine aufgesetzte Werterziehung und keine abstrakte

Erziehung zu Grundwerten Jeder schulergerechte, kritische Unterricht enthalt eine Fülle

von stofflich bestimmten und sozialen Lernsituationen, die es Schulern und Lehrern

ermöglichen, die Einstellung zu Grundwerten aller Art und die Chancen entsprechender

Lebenspraxis kontrovers zu diskutieren, ja direkt auszuprobieren Angesichts der verbrei¬

teten Haltung zahlreicher Jugendlicher, Kritik nicht zu äußern, weil Kritik bestraft wird,

ist kntischer Unterricht um so wichtiger Nur ein solcher Unterricht bringt Entfaltung
demokratischen Verhaltens Darum ist an der Forderung nach einem politischen Unter-

ncht, in dessen Mittelpunkt Kritik-, Konflikt- und Mitbestimmungsfahigkeit von Schulern

steht, festzuhalten, auch wenn die gesellschaftlichen Bedingungen dafür, gemessen an den

„Reformzeiten", deutlich schwienger geworden sind, der Einfluß konservativer Gruppen
allenthalben erheblich zugenommen, die Bereitschaft der Jugendlichen zu kritischer und

konfliktbewußter Wahrnehmung eigener Interessen vielleicht abgenommen hat Gerade

die veränderten gesellschaftlichen Bedingungen verlangen noch starker ein Votum für

einen kritischen, Wissenschafts- und schuleronentierten politischen Unterricht gegen alle

vernebelnde, von den gesellschaftlichen Problemen und Konflikten ablenkende Werte-

und Moralerziehung
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